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Ausspähaktion gegen Linke

»Angst, private Gespräche zu führen«

»Kotti-Verfahren« vor Berliner Amtsgericht: LKA forschte nach militanter Spontandemo 
Privatleben von Verdächtigen aus. Von Peter Schaber

Zweieinhalb Jahre Überwachung auf zweifelhafter rechtlicher Grundlage. Gespräch mit David R.

Am vergangenen Freitag be-
gann vor dem Amtsgericht 
in Berlin-Moabit ein Prozess 

gegen zwei junge Männer: David R. 
und Jannis V.* müssen sich wegen 
Landfriedensbruchs während einer 
Spontandemonstration am Kottbusser 
Tor in Berlin-Kreuzberg verantworten. 
Die eigentlich recht unspektakuläre 
Anklage ist das Ergebnis eines um so 
interessanteren Ermittlungsprozesses: 
Beinahe drei Jahre lang durchforschte 
das Berliner Landeskriminalamt die 
Privatleben der Angeklagten, ihr Um-
feld und dessen Umfeld.

Hintergrund des Verfahrens ist eine 
militante Aktion einiger Dutzend Akti-
visten, die sich am 7. Juni 2013 am Kott-
busser Tor in Berlin-Kreuzberg zu einer 
Spontandemonstration versammelt hat-
ten. Anlass war die damals in vollem 
Gange befindliche Gezi-Park-Revolte in 
der Türkei. In Kreuzberg zündeten et-
wa 50 Vermummte Pyrotechnik, zogen 
Barrikadenmaterial auf die Straße und 
griffen Einsatzfahrzeuge der Polizei mit 
Steinen und Brandsätzen an. Flugblät-
ter, die während des Angriffs hinter-
lassen wurden, bekunden »Solidarität 
mit den Aufständischen« in der Türkei, 
»damit auch am Bosporus zu sehen ist, 
dass sie nicht alleine sind«.

Umfangreiche Spitzelei
Festgenommen worden waren die bei-
den Angeklagten am selben Abend in 
der vom Kottbusser Tor wegführenden 
Reichenberger Straße – obwohl unklar 
ist, ob sich in dieser überhaupt Demon-
strationsteilnehmer in diese Richtung 
entfernt hatten. Gegen die zwei jungen 
Männer hatte sich, so gestand Polizei-
präsident Klaus Kandt schon am 10. 
Juni 2013 vor dem Abgeordnetenhaus, 
»der Verdacht nicht erhärtet«. Für einen 
Haftbefehl reichte es dementsprechend 
auch nicht.

Doch das Landeskriminalamt sah 
eine Chance zur Durchleuchtung des 
politischen und sonstigen Umfelds der 
Festgenommenen, die schnell wieder 
auf freien Fuß gesetzt werden mussten. 
Als Ermittlungsdelikt wurde »versuch-
ter Mord« angesetzt, weil angeblich ei-
ne Beamtin von einer »vermutlich mit 
Brandbeschleuniger gefüllten« Flasche 
im Vorbeiflug »benetzt« worden sei, 

während sich irgendwo neben ihr ein 
»Brandherd auf dem Gehweg« befun-
den habe. Dieses Konstrukt diente in 
den folgenden Jahren als Begründung 

für eine großangelegte Ausspähaktion 
gegen vermeintliche Mitglieder der 
»linksextremen Szene«, denen mit al-
lem zu Leibe gerückt wurde, was man 
im LKA zu bieten hatte.

Es entstand ein Ermittlungseifer, den 
man bei rechten Straftaten so kaum je 
beobachten kann. DNA-Entnahmen, 
Funkzellenauswertungen, Hausdurch-

suchungen – fast drei Jahre lang be-
schäftigte die Polizei eine Sonderkom-
mission mit der Spontandemonstration. 
Aufnahmen von Überwachungskameras 
aus Spielkasinos, öffentlichen Verkehrs-

mitteln und Tankstellen aus dem gesam-
ten Bezirk wurden gesichtet, akribisch 
durchsuchten Beamte im Umfeld des 
Tatorts Mülltonnen und Büsche nach 
Weggeworfenem, von Pflastersteinen 
wurden Wischproben entnommen.

Gleichzeitig überboten sich die loka-
len Leitmedien in der Skandalisierung 
und Dramatisierung des Vorfalls. Die 
B. Z. hetzte gegen »brutale Chaoten«, 
Tagesspiegel und Morgenpost betätig-
ten sich ohne jede kritische Distanz als 
Sprachrohre von Innensenator Henkel 
und seiner Behörden.

Ziel war nicht der Prozess
Am ersten von zwei Prozesstagen er-
wiesen sich die Erfolge dieser Nach-
forschungen auf den ersten Blick als 
gering: Polizeizeugen, die sich an kaum 
etwas erinnern können und einander 
widersprechen, ein Staatsanwalt, dem 
selbst schon klar ist, dass er hier nichts 
zu gewinnen hat – und ein von »versuch-
tem Mord« auf »Landfriedensbruch« 
zusammengeschrumpfter Tatvorwurf. 
Auf den zweiten Blick wird aber klar: 
Um einen Prozess ging es hier ohnehin 
nicht. Die umfangreichen Datenordner 
zu Telefonüberwachungen, Observatio-
nen und DNA-Entnahmen wurden der 
Verteidigung nicht ausgehändigt, in den 
Prozess fließen die Ergebnisse dieser 
systematischen Verletzung von Persön-
lichkeitsrechten nicht ein. Das LKA, das 
alle diese Daten gesammelt hat, glänzt 
durch Abwesenheit.

Deutlich ist zu bemerken, welche 
Strategie die Polizei verfolgte: Wissent-
lich wird ein durch nichts begründetes, 
besonders drastisches Ermittlungsdelikt 
falsch angesetzt. Die Begründung, man 
ermittle wegen »versuchten Mordes« an 
einer Beamtin, reicht den zuständigen 
Ermittlungsrichtern, um alles abzuseg-
nen, was man sich beim LKA wünscht. 
Es folgt der umfangreiche Einsatz von 
Geheimdienstmethoden gegen eine als 
»linke Szene« identifizierte Personen-
gruppe unbestimmter Größe.

Der Prozess gegen David R. und Jan-
nis V. wird wohl – soweit absehbar – am 
3. Mai mit einem Freispruch oder einer 
Einstellung enden. Die Daten aber, die 
das LKA akkumulieren konnte, bleiben.

*Namen von der Redaktion geändert

Ermittelt wurde gegen Sie 
und Ihren Mitangeklagten 
wegen eines versuchten Tö-

tungsdeliktes. Vor Gericht stehen 
Sie aber nur wegen Landfriedens-
bruchs. Warum?

Ich gehe davon aus, dass es nie einen 
Anhaltspunkt für einen »versuchten 
Mord« während der Spontandemo im 
Juni 2013 gab. Und schon gar keine 
Hinweise auf eine mögliche Täterschaft 
meinerseits. Das dürfte auch den ermit-
telten Behörden recht bald klar gewesen 
sein. Aber sie nutzten den Vorwurf, um 
mich, meine Freunde und meine Fami-
lie zu schikanieren.

Wie sah das konkret aus, welche 
Maßnahmen wurden gegen Sie
ergriffen? 

Direkt in der Nacht meiner Festnahme 
wurde die Wohngemeinschaft, in der ich 
damals gelebt habe, durchsucht. Dabei 
wurden sämtliche meiner technischen 
Geräte beschlagnahmt, Festplatten, 
Rechner, MP3-Player. Mein Reisepass 

wurde eingezogen. Gleichzeitig wurden 
Gegenstände meiner Mitbewohner ent-
wendet, die bis heute nicht zurückge-
geben wurden. Bei der Aktion wurde 
dem halben Haus mitgeteilt, dass man 
mich eines »Mordes« ver-
dächtigt.

Zeitgleich dazu wurde 
das Haus meiner Eltern 
gestürmt, obwohl ich ex-
plizit bei der Festnahme 
angegeben habe, dass ich 
dort nicht mehr wohne 
und auch keine persönlichen Gegen-
stände von mir dort sind. Auch meiner 
Familie wurde dann dieser absurde Vor-
wurf mitgeteilt. Schon während meiner 

Festnahme wurde mir gegen meinen 
Willen DNA entnommen. Es wurden 
Fingerabdrücke genommen und Fotos 
gemacht. 20 Stunden lang wurde ich in 
eine Einzelzelle gesteckt.

Später sind Sie obser-
viert worden.
Aus den Akten geht her-
vor, dass ich noch einige 
Monate später umfang-
reich überwacht wurde. 
Und das, obwohl zu die-
sem Zeitpunkt schon klar 

gewesen sein muss, dass nichts gegen 
mich vorliegt, was diese Maßnahmen 
begründet.

Welches Ausmaß die Observation 

genau hatte, wissen wir nicht. Nach Ak-
tenlage wurden die Metadaten meiner 
Telekommunikation überwacht, was 
sonst noch, kann man nur raten, weil die 
Polizei sich weigert, die dazugehörigen 
Protokolle herauszugeben.

Durch das Wissen, dass ich einer 
fortwährenden Überwachung unter-
worfen war oder vielleicht noch bin, 
verändert sich natürlich das Kommu-
nikationsverhalten. Man hat Angst, pri-
vate Gespräche zu führen, wenn man 
glaubt, jemand liest oder hört mit. Und 
dann kommt dazu, dass es ein sehr 
unangenehmes Gefühl ist, zu wissen, 
dass jeder, mit dem man kommuni-
ziert, automatisch in das Netz der 

Überwachung gezerrt wird.
Wie breit war dieses Netz? Wie 
viele Menschen wurden bespitzelt? 

Das lässt sich nicht so genau sagen. 
Aber zum Beispiel gab es bei einer 
Refugee-Demonstration eine komplet-
te Metadatenerfassung. In den Akten 
tauchen Dutzende Namen und Adressen 
von Personen auf, mit denen ich noch 
nie etwas zu tun hatte. In der Rigaer 
Straße gab es einen massiven Polizei-
einsatz zur Durchsuchung eines linken 
Hauses wegen des Vorfalls. Generell 
lässt sich wieder schwer sagen, wie vie-
le Menschen überwacht wurden, weil 
die Polizei vieles nicht herausgibt.
 Interview: Peter Schaber

Im August 2013 wurde das linke Hausprojekt in der Rigaer Straße 94 im  
Zusammenhang mit den Ermittlungen durchsucht
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Dokumentiert  
Prozesserklärung 
von David R. und 
Jannis V.* 

Die Angeklagten gaben vor 
Gericht eine Erklärung ab, mit 
der aus Ihrer Sicht alles Not-
wendige gesagt ist: 
»Nunmehr über zweieinhalb 

Jahre dauerte die ›Ermittlung‹, 

welche u. a. die schwerstmögli

chen Eingriffe in unsere Persön

lichkeitsrechte umfasste, die die 

deutsche Justiz zu bieten hat. 

Dass der Vorwurf des versuchten 

Mordes hier nicht zur Verhand

lung steht, lässt darauf schlie

ßen, dass es nichts gibt – keine 

Beweise oder Indizien, die auf 

eine Täterschaft des Mordver

suchs schließen lassen. (…) Die 

Staatsanwaltschaft wusste zu 

jedem Zeitpunkt des Verfahrens, 

dass es hierfür keinen einzigen 

Beweis gegeben hat. (…) Von 

Anfang an wurde versucht, ein 

möglichst weites Netz zu span

nen und so viele Informationen 

wie irgend möglich zu sammeln. 

(…)  Obwohl die eingesetzten 

Beamt(inn)en unsere jeweiligen 

Wohnorte kannten, sind sie in 

Haus und Wohnungen von Fami

lie und Freund(inn)en eingedrun

gen (…). Grund war wohl der glei

che wie für Besuche bei unseren 

Arbeitgebern (...) Immer mit dem 

großen Schild »Vorsicht, Mör

der!« vorneweg wurde versucht 

unser soziales und Arbeitsumfeld 

einzuschüchtern. (…) Unsere ge

samte technische Kommunika

tion wurde überwacht, wie etwa 

Handygespräche, SMS, EMails 

(…) Was mit diesen Mitschnitten 

teilweise sehr privaten Inhalts 

jedoch passiert ist, wird wohl ein 

Geheimnis bleiben, denn sie sind 

nicht einmal Teil der Ermittlungs

akten. (...) Ebenso ist nicht nach

zuvollziehen, wie Observationen 

unserer Personen ein halbes Jahr 

später die Ermittlungen zum Tat

geschehen weiterbringen sollten. 

Auch der schwerste Eingriff in 

unsere Persönlichkeitsrechte, die 

Entnahme von DNAMaterial, 

darf hier natürlich nicht fehlen. 

Wie ein Ermittlungsrichter oder 

eine Ermittlungsrichterin dies bei 

der gegebenen Beweislage aller

dings als verhältnismäßig bewer

ten konnte, ist uns ein Rätsel.«

 *Namen geändert

David R. Ist Angeklagter 
im sogenannten Kotti-
Verfahren wegen einer 

Spontandemonstration in 
Berlin-Kreuzberg im Juni 

2013

Es entstand ein Ermittlungseifer, 
den man bei rechten Straftaten 
so kaum je beobachten kann. 


